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bei den außerpreußiſchen Poftanftalten 
Inſerate 


Warum wir die gutsherrliche Polizei und die 


alte Kreisordnung nicht los werden können. 


Fragen wir einmal die Landleute, beſonders in un⸗ 
eren öftlicpen Provinzen, welches denn ihre Haupt⸗ 
eſchwerden gegen die jetzige Staatsverwaltung in 
Beireff ihrer beſonderen Verhältniſſe find; welche Ant⸗ 
wort bekommen wir da? Nun, ſie werden zuerſt ſpre⸗ 
chen von dem wachſenden Drucke der Abgaben, von der 
neuen Grund- und Gebäudeſteuer, von der alljährlich 


dann ſagen: die Wiedereinführung der dreijährigen 
Dienftzeit und dabei die um mehr als die Hälfte geftie- 
ene Aushebung nimmt uns einen guten Theil der 
Arbeitskräfte weg, mit denen wir dech auch das Geld 
für die erhöhten Steuern verdienen jellen. Aber, wer⸗ 
den ſie hinzufügen, auch die Städte müſſen an dieſen 
Laſten mittragen, wenn auch nicht ganz ſo ſchwer wie 
wir. Dagegen liegt der Druck der guts herrlichen 
Polizei und der Druck einer nur ſchwer zu ertra⸗ 
genden Kreisordnung allein oder doch faſt allein 
auf unſeren Schultern. Dabei haben wir ſo gut wie 
gar keine Gemeinde⸗Ordnung, und das Wenige, 
1155 wir von ihr haben, können wir auch nicht ſehr 
oben. 

Wir haben über dieſe Beſchwerden uns ſchon vor 
etwa einem halben Jahre ausgeſprochen. Wir haben 
nicht nöthig, zu wiederholen, was wir damals ſagten. 
Denn wir haben jetzt wenigſtens ſo viel erreicht, daß es 

iemanden mehr im preußiſchen Staate giebt, der die 
gutsherrliche Polizei, der die gegenwärtige Kreis⸗ und 
Gemeinde⸗Ordnung noch ernftiich in Schutz nimmt. Es 
iſt damit merkwürdig anders geworden, als is noch vor kurzer 
Zeit war. Der Art. 42 der Verfaſſung vom 31. Jan. 1850 
hatte die gutsherrliche Polizei und die obrigleitliche Gewalt 
der Rittergutsbeſitzer „ohne Entſchädigung“ aufgeboben. 
Aber ſechs Jahre ſpäter bewirkte die konſervative Partei, 
daß dies Stück der Verfaſſung geſtrichen wurde. Da⸗ 
gegen erklärte jetzt (es war in der Sitzung vom 6. Mai) 
ein fonſervativer Abgeordneter, der Graf Bethuſy⸗ 
Hue, daß er feſt bei der Meinung verharre, daß die 


| 


gutsherrliche Polizei aufgehoben werden müffe, 
und zwar ſchon darum, weil dann die konſervative Partei 
mehr Vertrauen im Lande gewinnen wür de. — 
Ferner hatten wir ſchon im März 1850 eine Kreis- 
und Gemeindeordnung, die trotz verſchiedener Män⸗ 
gel doch immerhin beſſer war, als die alten Einrichtun⸗ 
gen. Die damalige Regierung hatte ſie im Namen des 
Königs vorgeſchlagen, die Landesvertretung hatte fie an⸗ 
genommen und der König hatte fie in der Geſeßſamm⸗ 


. lung und in allen Amtsblättern verkündigen laſſen. Sie 
ſteigenden Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer. Sie werden 


entſprach im Ganzen und Großen allen gerechten und 
billigen Wünſchen. Aber ſie mißfiel der konſervativen 
Partei und darum blieb fie auf dem Papier ſtehen, 
bis ſie nach drei Jahren durch ein neues Gerep förmli 

wieder aufgehoben und der ganze alte Zuſtand wieder 
hergeſtellt wurde. Jetzt dagegen (ebenfalls in der 
Sitzung vom 6. Mai) erklärt ein anderer konſerva⸗ 
tiver Abgeordneter, der Königlicher Landrath iſt, der 
Graf Eulenburg, daß es kaum irgend einen Gegen⸗ 
ſtand gebe, der von ſo großer Bedeutung wäre, und der 
ſo allgemein beſprochen und gewünſcht wü de, als die 
Verbeſſerung der gegenwärtigen Kreisordnung. 
Und der Graf Bethuſy⸗Hue fügte hinzu: die gegen⸗ 
wärtige Kreis⸗ und Polizeiordnung muß „vom 
Prinzip an“, d. h. von Grund aus umgewandelt 
werden. Sel ſt der Kommiſſarius der Regierung hatte 
in der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes erklärt, daß 
auch die Regierung an eine Verbeſſerung der 
Kreisordnung denke. 

Aber trotz aller dieſer Erklärungen wird doch 
Alles beim Alten bleiben, und wir werden eine 
für das Land wohlthätige Kreis-, Gemeinde⸗ 
und Polizeiordnung nicht eher bekommen, als 
bis der fo ſchwer auf uns lafiınde Konflikt gelöſt iſt 
und damit der Friede im Lande wieder hergeſtellt iſt. 
Das ergiebt ſich ſchon aus Folzendem: 

Der Abgeordnete Präſident Lette, ein Mann, der 
als P. äfident, des Landes-⸗Oefonomie⸗Kollogiums ſich die 
größten Verdienſte um alle Zweize der Landwirthſchaft 
erworben hat, dieſer im ganzen Lande verehrte Mann 
hatte in Verbindung mit audeten freiſinnigen Abzeord⸗ 


neten eine verbeſſerte Kreisordnung und ein Geſetz 
über die ländliche Polizeiverwaltung in den öſtlichen 
Provinzen eingebracht. Diele Entwürfe waren es, über 
welche das Abgeordnetenhaus am 6. Mai verhandelte. 
Bei dieſer Verhandlung h es, daß die beiden kon⸗ 
ſervativen Abgeordneten ſich ſo ausſprachen, wie wir 
vorher berichtet haben. ren nun, wie man nach 
dieſen Erklärungen hätte vermuthen können, die Vor⸗ 
ſchläge des Herrn Lette nicht blos von dem Abgeordneten⸗ 
bauſe, ſondern auch von dem Herrenhauſe und von der 
Regierung angenommen worden, ſo wären die bisherigen 
Uebelſtände befeitggt geweſen, und das Land hätte eine 
große Wohlthat ſelbſt von der gegenwärtigen Regierung 
empfangen. Auch waren ja dieſe Vorſchläge ſehr ge⸗ 
mäßigte. Sie blieben theilweiſe ſogar hinter den doch 
wahrhaftig nicht demokratiſchen Geſetzen von 1850 zurück. 
Aber wir wiederholen es, ſie wären gleichwohl eine 
große Wohlthat für das Land geweſen, und ſicherlich 
würden alle liberalen Abgeordneten für dieſelben ge⸗ 
ſtimmt haben. Dennoch hatte die Regierung erklärt, 
daß ſie auf eine Verbeſſerung der Kreisordnung in 
dieſer Art nicht eingehen würde. Da wäre es denn 
natürlich eine ganz vergebliche und höchſt unnütze Arbeit 
geweſen, wenn das Abgeordnetenhaus auf eine ausführ⸗ 
liche Berathung und Beſchlußfaſſung über die Lette'ſchen 
Vorſchläge ſich eingelaſſen hätte. Es erklärte daher, daß 
es unter den obwaltenden politiſchen Verhält⸗ 
niſſen nicht an der Zeit ſei, über dieſe Vorſchläge einen 
Beſchluß zu faſſen. Der Herr Präſident Lette ſelbſt 
war mit dieſer Erklärung einverſtanden. Er ſagte nämlich 
mit Beziehung auf die Erklärung der Regierung: „Wir 
können von dieſem Miniſterium nicht erwarten, daß es 
auf eine Kreisordnung eingehe, die den Bedürfniſſen, 
den gegenwärtigen Zuſtänden und Verhält- 
niſſen des Landes genügt.“ 

Aber wir müſſen noch ausdrücklich hervorheben, daß 
auch die konſervativen Herren auf eine Berathung 
nicht eingehen wollten. Der Grund, welchen die Herren 
Grafen dafür anführten, war, daß der Zwieſpalt mit 
der Regierung und dem Herrenhauſe ein Ein⸗ 
verſtändniß gerade über einen der allerwichtig⸗ 
ſten Gegenſtände der Geſetzgebung unmöglich 
mache. 

Man vergeſſe dabei aber nicht, daß die Pläne, welche 
eine große Anzahl von Leuten bei einer Umänderung 
der Kreis⸗ und Gemeindeordnung im Sinne haben, keines⸗ 
weges auf eine wirkliche Verbeſſerung hinauslaufen. Sie 
denken vielmehr nur an eine ſcheinbare Verbeſſerung, 
nämlich an eine ſolche, die die Herrſchaft der Feudalen 
über Kreis und Gemeinde und über das ganze Land 
wo möglich für alle Zeiten befeſtigen ſoll. Vor folder 
Art von Verbeſſerung bewahre uns der Himmel; aber 
er wird uns nur dann davor bewahren, wenn wir 
mit Standhaftigkeit und männlichem Ernſt an 
Recht und Verfaſſung feſthalten und an einer 
auf wirklicher und wahrer Freiheit begründe⸗ 


ten Wiederherſtellung des Friedens im Lande 


unermüdlich arbeiten. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die hervorragendſte Debakte im Abgeordneten 
hauſe hat während der verfloſſenen Woche bei Gelegenheit 
des Etats des Juſtizminiſteriums ſtattgefunden. Mit ſchar⸗ 
fen und eindringlichen Worten haben die Abgeordneten 
v. Hennig, Lasker und Tweſten alle Schäden aufgedeckt, 
welche ſie in der Juſtizverwaltung zu bemerken glaubten. 
Ganz befonders hat die ausführliche Rede des Abgeordneten 
Tweſten einen großen Eindruck ſowohl im Abgeordneten: 
hauſe ſelbſt als auch im Publikum gemacht. Der Raum 
unſeres Blattes geſtattet uns leider nicht, die Verhandlungen 
in unſerem Abgeordnetenhauſe anders als in einer kurzen 
Notiz unſeren Leſern mitzutheilen, ein Abdruck einzelner Reden 
oder einzelner Stellen aus Reden genießt aber, nach einem 
Erkenntniſſe des Ober⸗Tribunals, nicht den Schutz des 8 38 
des Preßgeſetzes, nach welchem wegen Referaten über Kammer⸗ 
verhandlungen keine Anklage erhoben werden kann. Niemals 
1 155 wir dieſes Erkenntniß ſo bedauert als jetzt, wo es uns 
hindert, einige der Hauptſtellen aus der Rede des Abgeord⸗ 
neten Tweſten mitzutheilen. — Außerdem wurde ein Geſetz 
über die Gerichtsbarkeit, welche die preußiſchen Konſuln im 
Auslande künftighin ausüben können, angenommen. 


Am Dienſtag trat das Haus in die Berathung über den 
Handelsvertrag zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein. 
Unſere Bedenken gegen dieſen Vertrag kennen unſere Leſer. 
Bei den Verhandlungen wurde dieſen Bedenken mit großem 
Nachdruck Ausdruck gegeben. Die Abgeordneten Lö we⸗ 
Calbe, Schulze ⸗Delitzſch, Röpell und v. Hennig ſprachen 
mit großer Ausführlichkeit und Entſchiedenheit gegen den 
Vertrag. Sie wieſen auf die Gefahren hin, welche die ert 
nahme der Zolleinigungsklauſel in ſich birgt, und ſie ſtellten 
mit vollem Rechte die Frage, ob wir irgendwie die Pflicht 
hätten, den Oeſterreichern die Koſten ihrer Grenzbewachung 
theilweiſe abzunehmen, und ſie dadurch in der Aufrechthaltung 
der hohen Zölle zu beſtärken. Trotzdem nahm die Kammer 
mit 170 gegen 99 Stimmen den Vertrag an. Mögen die 
Befürchtungen, welche wir hegen, grundlos ſein, möhe aus 
dem Art. 25 des Vertrages niemals der gefürchtete Nachtheff 
erwachſen. 

Mit Nächſtem wird dem Hauſe auch ein Handelsvertrag 
zwiſchen dem Zollverein und Belgien vorgelegt werden; gleiche 
Verträge mit England und mit der Schweiz ſollen folgen. 
Auch ein Handelsvertrag mit Italien iſt in Ausſicht genom⸗ 
men, ſtößt jedoch noch bei einigen kleinen Staaten, welche 
fn e Italien nicht anerkannt haben, auf Wider⸗ 
tand. 

Die Kommiſſion, welche die Marine ⸗ Vorlage bera- 
then hat, hat beſchloſſen, die geforderte Anleihe von eil 
Millionen Thalern einfach, ohne jede Reſolution, abzulehnen. 
Der Sinn dieſer einfachen Ablehnung des Geſetz⸗ Entwurfs 
für die Anleihe iſt, wie die „Liberale Korrespondenz“ mit 
Recht hervorhebt, der eines abſoluten Mißtrauehns · 
votums gegen das Miniſterium, während daſſelbe durch 
die Form, in der es ſein Anlehensgeſetz begründet hat, ein 
Vertraueusvotum wenigſteus für feine jchlesweg - holſteinſche 
Politik verlangte. Wenn auch die große Mehrheit der Kom⸗ 
miſſion die preußiſchen Forderungen, wie ſie jetzt bekannt ge⸗ 
worden ſind, ihrem Weſen nach im preußiſchen, deutſchen und 
ſchleswig⸗holſteinſchen Intereſſe für begründet erachtete, ſo 
mußte ſie es doch ablehnen, eine, wenn auch nur indirekte 
Billigung der ſchleswig⸗holſteinſchen Politik des Miniſteriums 
zu ertheilen, und noch weniger vermochte ſie ein Vertrauen 
auszudrücken, daß dieſes Miniſterium überhaupt im Stande 
ſei, dieſe Forderungen zu realifiren.! 


Die 2 tkommiſſion hat beſchloſſen, bei dem 
h zur Annahme zu rpfellen: „ as Haus 
der Abgeordneten wolle beſchließen zu erklären, 
die geſchehene Entnahme von Geldmitteln aus 
dem Staaksſchatze ohne geſetzliche Ermächtigung 
durch die Landesvertretung iſt verfaſſungswidrig 
und das Staatsminiſterium bleibt für die entnommenen 
Beträge verantwortlich. 

Die Regierung hat dem Abgeordnetenhauſe aufs Neue 
zwei Vorlagen gemacht, in denen ſie die Bewilligung einer 
Zinsgarantie für neu zu erbauende Eiſenbahnen verlangt. 
Wir haben ſchon wiederholt unſere Anſicht gegen eine jede 
ſolche Bewilligung ausgeſprochen. Wir ſehen dabei augen⸗ 
blicklich ab von den vielen Bedenken, welche ſich vom wirth⸗ 
ſchaftlichen Standpunkte gegen das Zweckmäßige einer ſolchen 
Zinsgarantie geltend machen laſſen, ſondern wir nehmen nur 
Rückſicht auf den ſchweren Konflikt, welcher auf unſerem 
Vaterlande laſtet. Derſelbe muß nothwendig jede aufer- 
ordentliche Geidbewilligung als nicht zweckmäßig erſcheinen 
aſſen, und wir ſind überzeugt, daß dieſe Ueberzeugung im 
Volke ſo feſt Wurzel geſchlagen hat, daß die betroffenen 
Landestheile a urren den kleinen, hoffentlich bald vor⸗ 
übergehenden Nachtheil, welcher aus dem nicht ſogleich er⸗ 
folgenden Bau einer Eisenbahn für fie erwächſt, zu tragen 
bereit ſind, wenn ſie boffen können, dadurch etwas zur Be⸗ 

leunigung der Beendigung des Konflikts beitragen zu können. 
ir können in diefer Beiehung nur immer wieder und wieder auf 
die freudige Zuſtimmung verweiſen, welche gerade in der Provinz 
Preußen der Beſchluß des vereinigten Landtages fand, durch 


welchen derſelben die Gelder zum Bau der Oſtbahn ver | 


weigerte. 


a Hol) . .. Bayern und Sachſen wollen beim 
Bund den Aus Be dle nehme Far Holſtein 
und Lauenburg, welche ſeit dem Tode des Königs Friedrich 
von Dänemark ruht, wieder beſetzt werden ſoll. Es ſoll dies 
indirekt den Bund zu einer Anerkennung des Herzogs von 
Auguſtenburg als Herzog von Schleswig⸗Holſtein führen. Es 
hat jedoch nicht den Anſchein, als ob es den Freunden des 
Herzogs Friedrich gelingen würde, ſeine Sache gegen den 
Willen der preußiſchen Regierung durchzuſetzen, obgleich es 
wohl nicht bezweifelt werden kann, daß unſer getreuer Allür⸗ 
ter, Oeſterreich, die Beſtrebungen Bayerns und Sachſens, 
wenn nicht geradezu unterſtützt, ſo doch mit ſehr günſtigen 
Augen anſieht. Inzwiſchen hat der Herzog Friedrich ſich be⸗ 
müht, den Forderungen der preußiſchen Regierung ſo weit 
entgegen zu kommen, als er es mit dem Intereſſe Schleswig⸗ 
Holſteins für vereinbar hält. Es iſt in dieſer Beziehung der 
Inhalt der von ihm nach Berlin und Wien geſandten Denk⸗ 
ſchrift veröffentlicht worden. Ganz beſonders intereſſant iſt 
in dieſer Denkſchrift, daß der Herzog hervorhebt, die in der 
preußiſchen Depeſche vom 22. Februar d. J. aufgeſtellten 
Forderungen wichen bedeutend von den Aeußerungen ab, 
welche Herr v. Bismarck im September und Oktober v. J. 
über die bene Stellung der Herzogthümer zu Preußen ge⸗ 
macht habe. Die Anerbietungen, welche der Herzog in Der 
jetzigen Denkſchrift zur Erzielung der Einheit macht, halten 
danach ungefähr die Mitte zwiſchen jenen früheren Aeußerun⸗ 
gen und den Forderungen in der Depeſche vom 22. Februar 
d. J. Jene Auslaſſungen im September und Oktober v. J. 
waren derart, daß Herr v. Ahlefeldt aussprechen konnte, alles 
von Preußen Gewünſchte werde ſich leicht ordnen laſſen, und 
Herr v. Vomaut dagegen eine Verwendung für die Inter⸗ 
eſſen oder Rechte des Herzogs in Ausſicht ſtellte. Nach der 
Rückkehr des Hern v. Bismarck von feiner Bade⸗ 
reiſe aus Frankreich, als der Herzog fein volles Ein⸗ 


verſtändniß mit den von dem Miniſter⸗Präſidenten entwickel⸗ 
ten Anſichten ausſprechen ließ, nahm letzterer einen nahen 
Abſchluß Angelcgenbeit nicht in Ausſicht, aber er wollte 
die nähere 8 a der breuiichen Forderungen durch 
die Fachminiſter bewirken und & v. Ahiefeldt mittheilen 
laſſen. Darauf folgten dann die bekannten preußiſchen For⸗ 
derungen, welche in Wien als unannehmbar bezeichnet wur⸗ 
den, und welche auch der Herzog Friedrich zum Theil nicht 
annehmen zu können erklärt. 

Mecklenburg⸗Schwerin. Der Magiſtrat der Stad! 
Roſtock hatte vor längerer Zeit ein Reſtript des Minifters 
von Oertzen, welches die Theilnahme am Nationalverein 
verbot, als nicht maßgebend angeſehen, und die Mitglieder des 
Vereins freigeſprochen. Jetzt verlangt der Miniſter, der 
Magiſtrat ſolle fein eigenes Urtheil umſtoßen, widrigenfalle 
er 25 Mann Exekntionstruppen dem Bürgermeiſter in's 
Haus ſchicken werde. Die Bürgerſchaft hat beſchloſſen, nicht 
nachzugeben, ſondern feſt an ihrem Rechte zu halten. Ob 
ihr allerdings der letzte Ausweg, den ſie ergreifen kann, die 
Klage bei dem deutſchen Bundestag, etwas helfen wird, das 
muß man nach den gemachten Erfahrungen ernſtlich bezwei⸗ 
feln. Für's Erſte, meinte ein Bürger, könne man ja die 
Erekutionstruppen erwarten; habe man im vorigen Jahre 
20,000 Thlr. für den Empfang des Großherzogs ausgegeben, 
ſo könne man jetzt auch 20,000 Thlr. für Behauptung ſeines 
Rechtes ausgeben. E 

Hannover. In der Lotteriefrage hat ſich die erfte 
und zweite Kammer geeinigt: mit dem 1. Januar 1866 wird 
die Lotterie aus dieſem Staate verſchwinden. 

Heſſen⸗Kaſſel. Die kurfürſtliche Regierung hat ſich end⸗ 
lich entſchloſſen, dem Unweſen der öffentlichen Spiel 
banken im Lande ein Ende zu machen. In Wilhelms⸗ 
bad iſt die Pacht nicht wieder erneuert worden, jo daß daſelbſt 
ſchon in dieſem Sommer nicht mehr geſpielt wird, und in 
Nenndorf wird im nächſten Jahre das Spiel zu Grabe ge⸗ 
tragen werden. Da die Regierung den Antrag auf Auf⸗ 
hebung der Spielbanken in Deutſchland befürworten will, ſo 
iſt wohl anzunehmen, daß auch in Nauheim bald die Spiel⸗ 
hölle ein Ende haben wird. In Homburg wird das Spiel 
mit dem Tode des Landgrafen von Heſſen Homburg ſein 
Ende erreichen, indem alsdann dieſes Ländchen an Heſſen⸗ 
Darmſtadt fällt, in welchem Lande das Spiel verboten iſt, 
in Baden⸗Baden läuft der Kontrakt mit Benazet im 
nächſten Jahre ab, und die Kammern ſowie die Regierung 
von Baden haben beſchloſſen, denſelben nicht zu erneuern. 
Es bleibt alsdann in Deutſchland nur noch die Regierung 
von Naſſau, welche aus dem öffentlichen Hazardſpiel, wie es 
in Wiesbaden und Ems getrieben wird, eine Einnahme⸗ 
quelle macht. x 

Naſſau. Die Neuwahlen für die zweite Kammer follen 
am 3. Juni ſtattfinden. Wie es heißt, hat die Regierung 
davon Abſtand genommen, die liberalen Vorverſammlungen 
polizeilich zu behindern. Ob ſie dazu durch die Erfahrung 
bewogen worden iſt, daß dergleichen Maßregeln doch nichts 
nützen, oder ob die Arbeitseinſtellung der ultramontanen Ab⸗ 
geordneten, durch welche dieſe die weitere Berathung der 
zweiten Kammer unmöglich gemacht hat, die Regierung be⸗ 
ſtimmt hat, von einer jo auffallenden Bezünſtigung derſelben 
abzuſtehen, wiſſen wir nicht. 

Baden. Der Großherzog hat die Sitzungen des Land⸗ 
tages durch eine Auſprache geſchloſſen, in der er ſeine Befrie⸗ 
digung darüber ausgedrückt hat, wie viele und wichtige Ge⸗ 
fetze durch ſorgfältige Berathung zum Abſchluß gebracht find, 
und wie fehr es ihn freue, daß dieſe Geſetze bei dem badi⸗ 
ſchen Volke die Aufnahme und die Mitwirkung gefunden 
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ung entſprechen und welche ihre 


ene 

welches in der abgelaufenen Seſſion erledigt wurde, war das 
Geſetz über die Aufſichtsbehörden für die konfeſſionellen Volks⸗ 
ſchulen. Die Anſtrengungen, welche die ultramontane Partei 
gegen das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes gemacht hat, ſind 
bekannt; mit nicht genug zu rühmender Feſtigkeit ſind die 


Kammern, ſowie die Regierung dieſen Umtrieben entgegen⸗ 


Oeſterreich. nterh 
und dem König von Italien machen den Staatsmännern in 
Wien ernſtliche Sorge, und es iſt nicht ganz unwahrſchein⸗ 
lich, daß in Folge deſſen die Verminderung der Armee nicht in 
dem Maße eintreten wird, wie es anfänglich beſchloſſen war. 

Nordamerika. Die Regierung hat einen Preis auf den 
Präſidenten der Rebellenſtaaten geſetzt, weil ſie die Beweiſe 
habe, daß er bei dem Komplott zur Ermordung Lincolns be⸗ 
theiligt war. 

Ueberall im Lande bilden ſich Auswanderungs⸗Geſellſchaften 
nach Mexiko. Dieſelben beſtehen aus entlaſſenen Soldaten, 
und es liegt auf der Hand, daß dieſelben die nationale Partei 

-in Mexiko bei ihrem Kampfe zu unterſtützen beabſichtigen, 
und ſomit dürfte wohl die letzte Stunde des jungen Kaiſer⸗ 
reiches bald geſchlagen haben. 

„Was iſt es mit jedem Verſprechungseide?“ 
ſo fragt ein Blatt, welches ſich den Anſchein giebt, als ob es 
für die Politik der Regierung kämpfe, und daſſelbe fährt alſo 
fort: „er hat ſeine Richtſchnur und Schranke an der höheren 
ſittlichen Pflicht. Es iſt möglich, ihn ſo zu formuliren, daß 
er unverfänglich lautet, daß ihm aber doch die Deutung ge⸗ 
eben werden kann, nach welcher er die fee zu einer 
Pflchtverletzung in ſich ſchließt. In dieſem Falle breche 
ich den Eid weſentlich, wenn ich ihn buchſtäblich 
halte. Die Frau ſchwört dem Manne, ihm zu helfen und 
ihn nicht zu verlaſſen, — iſt es darum ihre beſchworene 
Pflicht, ihn auf Raub⸗ und Mordwegen zu begleiten.“ 

Mein Gott, um was handelt es ſich denn? So Ae 
wir uns, als wir bis zu dieſem Satz geleſen hatten. Der 
eheliche Eid geht ja b nur dahin: daß die Frau dem Mann 
in allem Guten zu folgen und ihn unterſtützen ſolle, das 
braucht doch nicht erſt ausgeſprochen zu werden! Als wir 
aber weiter laſen, da waren wir noch mehr erftaunt zu finden, 
daß dieſer Satz als Vertheidigung für einen Fürſten dienen 
follte, der die von ihm beſchworene Verfaſſung zu brechen 
geneigt wäre. Das reaktionäre Blatt überſieht bei ſeiner 
Darſtellung gänzlich, daß der Verſprechungseid, welchen der 
Fürſt auf die Landesverfaſſung bei ſeinem Regierungsantritt 
zu leiſten hat, ganz beſtimmt lautet, er geht in Preußen 
z. B. dahin, daß der König ſchwört: „gemäß der Verfaſſung 
und in Uebereinſtimmung mit den Landesgeſetzen regieren zu 
wollen.“ Bevor er den Schwur ablegt, kann er genau prü⸗ 
fen, was für Pflichten ihm aus demſelben in Zukunft er⸗ 
wachſen. Die Verfaſſungsurkunde iſt das höchſte Geſetz des 
Landes, das wohl auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen Wege 
abgeändert, aber niemals ohne Verletzung aller den Menſchen 
als heilig geltenden Sittengeſetze gebrochen werden kann. Es 
eigt von einer unglaublichen Begriffsverwirrung, daß man 
die Vorausſetzung hegen kann, dieſes oderſte Landesgeſetz 
könne, wenn es 9 1 und buchstäblich ausgeführt würde, 
irgend welche gefährliche oder gar ähnliche Folgen wie Raub 
und Merd haben. 8 

Woher nimmt denn die Obrigkeit überhaupt 
das Recht her, die Uebertreter der Geſetze zu 


getreten. Rt 
Die Unterhandlungen zwifchen dem Papſt 


en Erfolge bedingen. — Das wichtigſte Geſetz, | 


ſtrafen! Doch allein aus der Vorausſetzung, daß 
ie ſelbſt dieſelben ſtrenge beachtet und dem Volke 
in der Erfüllung dieſer ihrer vornehmſten Pflicht 
mit gutem Beiſpiele vorangeht. 

Wenn irgendwo die Mahnung des erwähnten Blattes 
Platz greifen und ein Fürſt feine eigene Einſicht höher ſtellen 
ſollte, als das von ihm ſelbſt beſchworene Landesgeſetz und 
dies letztere brechen würde, was wäre die Folge? Er würde 
ſich den Boden feiner Macht ſelbſt unter den Füßen fort⸗ 
ziehen und ſich ſelbſt außerhalb des Geſetzes ſtellen, alſo auch 
den Schutz verlieren, welchen ihm die Geſetze bis dahin ge- 
währten. 

Wir können nicht glauben, daß irgend ein deutſcher Fürſt 
ſo wahnſinnig ſein und ſich ſolcher Selbſtvernichtung ſchuldig 
machen ſollte. Wie es aber möglich iſt, daß ſolche unſittliche 
Lehren, wie die von uns angeführten, bei uns gedruckt 
werden können, das können wir nicht verſtehen. 

8 Sprechſaal. 

Die in Berlin erſcheinende Norddeutſche Allgemeine Zei⸗ 
tung, welche allgemein als das Organ unſeres Miniſteriums 
gilt, will ihren Leſern einen Begriff von demjenigen Theile 
des „Volkes“ geben, welches die Herren Abgeordneten von 
der Fortſchrittspartei repräfentiren, um von den Mandanten 
auf die Mandatare zu ſchließen, und druckt zu dieſem Zweck 
die von und in Nr. 19 unſeres Blattes gegebene Zuſammen⸗ 
ſtellung deſſen ab, was die Militärvorlage der Regierung 
fordert. Wir können über dieſe Verbreitung, welche das 
offiziöſe Blatt dadurch unſerer Auffaſſung dieſer Frage giebt, 
nur ſehr erfreut ſein. Wenn das Blatt ſich „natürlich“ nicht 
mit einer Widerlegung dieſer „eigenthümlichen Anſchauungen 
über die Armeereorganiſation“ aufhalten will, fo finden wir 
dies ganz erklärlich, denn der Schreiber jener Worte wird 
wohl die Unmöglichkeit einer Widerlegung ſo klar eingeſehen 
haben, daß er daran verzweifelte, Gründe dagegen anzuführen, 
welche ſelbſt dem gläubigſten Leſer eines offiziöſen Blattes 
genügen würden. 

— Bon einem unſerer Leſer, einem Schulzen in Weſtpreußen, 
erhalten wir eine Zuſchrift, aus der wir hier folgende Stelle 
mittheilen: 7 

„Herzlichen Dank ſage ich Ihnen für die mir zugeſchickten 
Kammerberichte, aber bis jetzt habe ich dieſelben noch nicht 
genau ſtudiren können, weil ich durch das vorſtehend Er⸗ 
wähnte immer behindert worden bin. 8 5 

Die Wegeordnung giebt den kreisſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen viel Recht in die Hand; das wäre ſchen gut, wenn 
eine beſſere Kreisordnung wäre, aber bei der jetzigen Kreis⸗ 
ordnung iſt, wie Sie ja wiſſen, nicht viel zu hoffen, und 
hoffentlich wird das Abgeordnetenhaus dieſelbe Vorlage noch 
viel verbeſſern. 

Am 16. März war Kreistag, und waren in dem Etat 
für 1865 50 Thlr. für Druckkoſten des Kreisblatts mehr wie 
in den Vorjahren angeſetzt (das Kreie blatt enthält ſeit einiger 
Zeit immer den politiſchen Artikel wörtlich, welcher im Amts⸗ 
blatt ſteht). Ich bemerkte, dazu wäre das Kreisblatt nicht da, 
wer dieſen Artikel leſen wollte, könne ihn im Amtsblatt ſeſen, 
worauf mir der Landrath erwiederte, er hätte die Verfügung 
von der Regierung, dieſe Artikel im Kreisblatt zu veröffent⸗ 
lichen. Ich entgegnete, daß es ſich aber darum handle, wer 
das Geld dazu bewilligen und geben müſſe; bei der Abſtim⸗ 
mung wurde jedoch der Etat ruhig angenommen und Alles 
bewilligt. Da ſehen Sie, daß man zu derartigen Artikeln, 
ſo wenig man ihnen auch Geſchmack abgewinnen mag, noch 
ſelbſt das Geld aus der Taſche mit zahlen muß.“ 
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